Gedenken an die Opfer Ausschuss berat tiber Sieger des 20. Jugend-
des Terrorangriffs in Israel  die Absenkung des Redeforums im Landtag
vom 7. Oktober 2023 Wahlalters in Sachsen kommt aus Sebnitz



EDITORIAL

Foto: S. Giersch
Liebe Leserinnen und Leser,

in diesem Jahr fiel der Jahrestag des 9. November auf einen Plenartag.
Deshalb habe ich die Gelegenheit ergriffen, um an diesem denkwiir-
digen Datum an Licht- und Schattenmomente der deutschen Ge-
schichte zu erinnern. Zum 85. Mal jahrte sich in diesem Jahr die Reichs-
pogromnacht von 1938. Damals ziindeten Nationalsozialisten und
ihre SA-Schergen aus menschenverachtendem Hass heraus Synagogen
an, zerstorten jiidische Wohnhduser und Geschéfte. Dem Wiiten fielen
unzahlige Menschen zum Opfer. Gleichwohl waren die Ereignisse
nur der Anfang eines vielfach grofieren Verbrechens: der millionen-
fachen Ermordungvon Juden in den deutschen Konzentrationslagern.

Angesichts dieses beklemmenden Unrechts spiiren wir Deutsche
heute eine ganz besondere Verantwortung fiir das jiidische Volk. Der
schreckliche Terrorangriff der Hamas auf den Staat Israel kann uns nicht
kaltlassen. Es muss uns geradezu schmerzen, dass an einem einzigen
Tag 1200 Menschen barbarisch ermordet wurden! An keinem anderen
Tag seit dem Holocaust und seit der Staatsgriindung Israels starben
mehr Jiidinnen und Juden als an diesem 7. Oktober 2023. Der Sach-
sische Landtag gedachte den Ereignissen mit einer Schweigeminute
am 8. November und erkldrte seine Solidaritat mit dem judischen
Volk. Die damit verbundene Debatte kénnen Sie auf den folgenden
Seiten des Landtagskuriers ausfiihrlich nachlesen.

Der »Schicksalstag der Deutschen«, wie der 9. November gern be-
zeichnet wird, kennt aber auch helle Momente. Dazu gehoren fiir
mich die Ausrufung der deutschen Republik 1918 und vor allem der
Mauerfall im Jahre 1989. Dieses historische Ereignis bildet heute die
Grundlage dessen, was wir in Sachsen in den vergangenen drei Jahr-
zehnten aufgebaut haben. Zu den grofen demokratischen Errungen-
schaften zahlt auch unser frei gewahltes Parlament der Sachsen!

Dr. Matthias Rof3ler
Prasident des Sachsischen Landtags
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- g e /] Der 7. Sach51sche Landtag begann die 78. Sitzung am 8. November
& 2023 mit einer Schweigeminute und gedachte damit der Terroropfer in
Israel. Im Anschluss debattierten die Abgeordneten iiber die Sicher-
heit Israels und den wachsenden Antisemitismus in Deutschland und
Sachsen. Die zweite Aktuelle Debatte befasste sich mit dem Asylrecht.
In der 79. Sitzung am 9. November bildeten die Tarifverhandlungen

im 6ffent1ichen Dienst, die sachsischen Theater und Orchester sowie &




// Christian Hartmann

Aktuelle Debatten als Video
Auf dem Youtube-Kanal des Sachsischen
Landtags finden sich die Videos aller
Aktuellen Debatten in voller Lange:

www.youtube.com/sédchsischerlandtago1

/| Carsten Hiitter

// Rico Gebhardt

Dr. Daniel Thieme

// Franziska Schubert

// Hanka Kliese // Fotos: S. Floss

78. Sitzung des Sachsischen Landtags

»Der Freistaat Sachsen steht
unverbriichlich an der Seite Israels«

Landtag gedenkt in Schweigeminute der Opfer des Terrorangriffs in Israel

CDU: Konsequenter
Schutz judischen Lebens

Christian Hartmann, CDU, rief
zundchst die grausamen Ereig-
nisse des 7. Oktober in Erinne-
rung. Etwa 1400 Menschen
seien von der Hamas getotet
oder verletzt worden, 250 Men-
schen hatte die Terrororganisa-
tion zudem verschleppt. Ein sol-
cher Terrorakt sei durch nichts
zu rechtfertigen. Sachsen und
die CDU-Fraktion stiinden an

/| Die 78. Sitzung des Sdchsischen Landtags am 8. November 2023 begann im Gedenken an

die Opfer des Terrorangriffs der Hamas gegen den Staat Israel vor fast genau einem Monat.

Das Ereignis gab ebenso der ersten, von der CDU-Fraktion beantragten Aktuellen Debatte ihr
Thema. Sie lautete: »Solidaritdt mit Israel — Jiidisches Leben in Sachsen schiitzen.« //

der Seite Israels. Nicht nur die
besondere historische Verant-
wortung fordere zu dieser Hal-
tung auf. Vielmehr sei es auch
ein Gebot der Menschlichkeit
und der Empathie. Die antise-
mitischen AuRerungen auf
Demonstrationen in mehreren
deutschen Stddten kritisierte
Hartmann scharf. Er verurteilte
ebenso samtliche Angriffe auf
judisches Leben. In Sachsen
werde man keine Feiern und
Solidaritatsbekundungen mit

den Mérdern der Hamas dulden.

Antisemitische Hetze und das
GutheiBen von Verbrechen
seien eine Straftat.

AfD: Harte Antworten
des Rechtsstaates

Carsten Hiitter, AfD, wendete sich
in seiner Rede zundchst an die
CDU. Seiner Ansicht nach sei
deren friithere Politik der offenen
Grenzen fiir zahlreiche Probleme

LANDTAGSKURIER

ursachlich. Doch erst jetzt werde
sich dariiber beschwert, dass
israelische Fahnen in Deutsch-
land verbrannt wiirden, Men-
schen mit geringer Bildung
zuwanderten und Lander und
Kommunen mit der Migration
vollkommen iiberfordert seien.
Dabei sei diese Entwicklung seit
Jahren zu beobachten gewesen.
Die AfD habe unmissverstdand-
lich davor gewarnt. Auf einer
Pro-Paldstina-Demonstration am
14. Oktober in Dresden hatten
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https://www.youtube.com/sächsischerlandtag01

zahlreiche Menschen Israel die
Existenz abgesprochen. Anstatt
gegen die Aussagen und Schil-
der sofort vorzugehen, habe die
Polizei die Vorgdnge lediglich
im Nachhinein erfasst. Diese
Ereignisse seien vollig inakzep-
tabel und verdeutlichten eine
enorme Schieflage in Deutsch-
land. Sie verlangten nach harten
Antworten des Rechtsstaates.

DIE LINKE:
Antisemitismus in
jeder Form bekdampfen

Es sei richtig und ebenso wichtig,
dass heute tiber die Solidaritat
mit Israel und dem jiidischen
Leben in Sachsen gesprochen
werde, erkldrte Rico Gebhardt,
DIE LINKE. Deswegen wolle er
zu Beginn klarstellen, dass DIE
LINKE aus Uberzeugung gegen
jede Form des Antisemitismus
kampfe. Der AfD unterstellte
Gebhardt indes, dass sie die
Solidaritdt mit Israel nur vor-
schiebe, um gegen Muslime zu
hetzen. Es gebe zwar Verblen-
dete in der muslimischen Welt
und auch im Westen, die das
Massaker als Befreiungstat

»Es erschiittert
uns, wenn Juden
in unserer Nach-

barschaft Angst
haben.«

// Oliver Schenk
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rechtfertigten. Der feige Mord
an Unschuldigen konne jedoch
nichts anderes sein als ein Ver-
brechen. Die Hamas kdampfe
nicht fiir die Rechte der Palésti-
nenserinnen und Paldstinenser,
die sie selbst unterdriicke, son-
dern fiir die Vernichtung des
Staates Israel. Der grofite Feind,
den Jidinnen und Juden in
Deutschland hatten, bleibe
jedoch die antisemitische ext-
reme Rechte.

BUNDNISGRUNE:
Israels Recht auf
Verteidigung

Das Pogrom vom 7. Oktober in
Israel mache sprachlos und sei
fir Jidinnen und Juden eine tiefe
Zdsur, so Franziska Schubert,
BUNDNISGRUNE. In Deutsch-
land und hier in Sachsen diirfe
der Schock tiber das nicht
Geglaubte und doch Geschehene
nicht in Zurtickhaltung, Schwei-
gen, Relativierung oder Riickzug
minden. Vielmehr miisse sehr
deutlich gesagt werden, wer die
Tater seien und welche Konse-
quenzen daraus folgen miissen.
Die Hamas habe durch ein bar-

-

78. Sitzung des Sachsischen Landtags

Gedenkworte von

Landtagsprdsident Dr. Matthias Rof3ler
zum Beginn der Plenarsitzung

»Wir alle wurden am 7. Oktober 2023 Zeugen des brutalen
Massenmordes in Israel durch Mitglieder der islamistischen
Terrororganisation Hamas. Seit dem Holocaust wurden nicht
mehr so viele Jiidinnen und Juden an einem Tag getétet wie bei
diesen Angriffen. Wir verurteilen die Terrorattacken der Hamas
auf das Schdrfste! Meine Gedanken sind bei den Angehdrigen
und Freunden der Ermordeten. lhnen driicke ich mein tief
empfundenes Beileid aus. lhnen sei versichert, dass der Frei-
staat Sachsen unverbriichlich an der Seite Israels steht, an
der Seite des jiidischen Volkes. Wir trauern mit lhnen. «

barisches, unmenschliches und
sinnloses Morden immenses
Leiden geschaffen. Internatio-
nal stehe das Recht Israels, sich
gegen die Bedrohung durch
seine Feinde mit allen notigen
Mitteln zu verteidigen, aufler
Frage. In Deutschland und
Sachsen brauche es eine klare
Haltung gegen jede Form von
Antisemitismus. Die Anzahl
diesbeziiglicher Straftaten sei
zuletzt massiv angestiegen.

SPD: »Nie wieder«
mit Leben fiillen

Hanka Kliese, SPD, blickte auf
die Geschichte des jlidischen
Lebens in Sachsen zuriick. Nach
dem Zivilisationsbruch der Shoa
sei das grof3e »Nie wieder«
gerufen worden, doch bereits

in der sowjetischen Besatzungs-
zone wieder verklungen. Der
Antisemitismus Stalins habe
Angst und Schrecken in der
ehemaligen DDR verbreitet.
Dennoch hatten sich Juden ein-
gebracht, um das Land aufzu-
bauen. Sie erlebten einerseits
eine israelfeindliche Politik der
herrschenden SED und anderer-
seits Menschen mit jlidischen
Wurzeln, die die kulturelle Bliite
der DDR herbeifiihrten. Doch
auch einige Jahre nach der Wie-
dervereinigung begann das
einst bekundete »Nie wieder«

zu brockeln. Um den Ausspruch
heute mit Leben zu fiillen, brau-
che es mehr als einen politischen
Willen. Jede und jeder in Sach-
sen miisse sich gegen Antise-
mitismus einbringen.

Staatsregierung:
Grundwerte miissen
akzeptiert werden

Die Sachsische Staatsregierung
verurteile die Sympathiebekun-
dungen und die antisemitischen
AuBerungen wie sie auf pro-pa-
lastinensischen Kundgebungen
und Demonstrationen verbreitet
wirden, stellte Staatsminister
Oliver Schenk, CDU, unmissver-
standlich klar. Die Bilder von
Demonstrationen in vielen
deutschen Stddten seien uner-
traglich. Es miisste mit aller
Kraft verhindert werden, dass

in deutschen Stadten wieder
Synagogen angegriffen oder
Davidsterne an Hauser geschmiert
werden. Wer in Deutschland
lebe, miisse auch die damit ver-
bundenen Grundwerte teilen.
Gerade aufgrund der dunklen
deutschen Geschichte gebe es
dafiir eine besondere Verant-
wortung. Gewalt in Tat und Wort
gegen Jidinnen und Juden sei
weder hinnehmbar noch ver-
handelbar. Die judischen Men-
schen diirften in diesen Zeiten
nicht alleingelassen werden.



/| Sebastian Wippel // Foto: S. Floss

Dr. Daniel Thieme

78. Sitzung des Sdchsischen Landtags

Eine Frage der Gerechtigkeit

AfD fordert Anderungen am deutschen Asylrecht

// In der zweiten Aktuellen Debatte am 8. November stand das Thema der AfD-Frak-
tion »Massenmigration ohne Ende: Ist das Grundrecht auf Asyl noch zeitgemaf3?«

auf der Tagesordnung des Sachsischen Landtags. Die Redebeitrdage thematisierten

unter anderem die Beschliisse der Ministerprasidentenkonferenz zwei Tage zuvor.

Diese hatte sich auf hirtere Maflinahmen in der Fliichtlingspolitik geeinigt. //

Asylrecht iiberdenken

Man musse die Frage stellen, ob das Grund-
recht auf Asyl, wie es im Grundgesetz stehe,
noch zeitgemafl sei, erdffnete Sebastian
Wippel, AfD, die Debatte. In den letzten Jahren
seien Millionen an Menschen nach Deutsch-
land gekommen. Sie erhofften sich ein bes-
seres Leben. Gleichzeitig werde Migration
als Teil einer hybriden Kriegsfiihrung einge-
setzt, um Deutschland zu schwachen oder
die Gesellschaft zu spalten. Die Folgen fiir den
Staatshaushalt, aber auch fiir Schulen oder
den Wohnungsmarkt seien enorm.

Ronny Wahner, CDU, lenkte den Blick zu-
erst auf die Kommunen. Diese wiirden die
hauptsdchlichen Auswirkungen tragen, da
sie die Fliichtlinge aufnehmen und betreuen
missten. Die Kommunen arbeiteten zum
Teil iberihrer Belastungsgrenze. Die Bundes-
regierung hingegen agiere viel zu zégerlich.
Die Beschliisse der Ministerprasidenten mit
Bundeskanzler Olaf Scholz gingen in die

richtige Richtung und miissten jetzt umge-
setzt werden. Ein zentraler Punkt sei der
bessere Schutz der EU-AuBengrenzen.

International abgesichert

Das Grundrecht auf Asyl sei eine Konsequenz
aus den Menschenrechtsverbrechen des
Nationalsozialismus gewesen. Die Frage, ob
das Asylrecht noch zeitgemas sei, konnten
daher nur Geschichtsvergessene formulieren,
bekundete Juliane Nagel, DIE LINKE. Das
Grundrecht stiitze sich auf internationale
Vereinbarungen. Wer seine Abschaffung for-
dere, der verletze die Genfer Fliichtlingskon-
vention und breche auch europdisches Recht.

Petra Cagalj Sejdi, BUNDNISGRUNE,
duBerte ihr Befremden mit der Protokoller-
klarung Sachsens zur bereits erwdahnten
Ministerprasidentenkonferenz. Eine Integra-
tionsgrenze stehe dem Asylrecht diametral
entgegen. Man konne dieses Recht nicht

einfach begrenzen. Eine humane Bankrott-
erkldrung sei es auch, Menschen in Dritt-
staaten abzuschieben. Die Sicherheit der
Schutzsuchenden konne in diesem Fall
nicht mehr gewdhrleistet werden. Ein solches
Verfahren tberschreite eindeutig eine rote
Linie.

Abwdgung und Humanitat

In der gegenwdrtigen Situation wiinsche er
sich seitens der Staatsregierung vor allem Ab-
wdgung und Humanitat, sagte Frank Richter,
SPD. Die Allgemeine Erklarung der Menschen-
rechte bestehe am 10. Dezember seit 75 Jah-
ren. Nach ihr habe jeder Mensch das Recht,
in anderen Landern Asyl zu suchen. Etwa die
Halfte aller abgelehnten Asylantrage des BAMF
wiirden spdter von den Gerichten kassiert.

Innenminister Armin Schuster, CDU, stellte
klar, dass die Akzeptanz fiir die jetzige
Migrationspolitik drastisch zuriickgehe. Es
brauche dringend einen Kurswechsel. Die
Ministerprasidentenkonferenz habe diesbe-
zliglich wichtige Entscheidungen getroffen.
Die Staatsregierung begriif’e, dass die Lan-
der finanziell starker unterstiitzt und die
Grenzkontrollen langerfristig eingerichtet
wiirden. Die Zuriickweisungen an der Gren-
ze zeigten Wirkung.

LANDTAGSKURIER / Ausgabe 7.2023
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// Armin Schuster

Schwierige Verhandlungen

Forderungen nach deutlichem Lohnzuwachs bei Landesbeschaftigten

79. Sitzung des Sachsischen Landtags

Dr. Daniel Thieme

// DIE LINKE er6ffnete die Aktuelle Stunde der 79. Sitzung des Sachsischen Land-
tags am 9. November 2023 mit einer Debatte zum Thema: »Zusammen geht mehr! —
Hohere Lohne im 6ffentlichen Dienst: Wichtiges Signal fiir laufende Tarifrunden in
anderen Branchen!«. Die Gewerkschaft ver.di fordert in den Verhandlungen unter

anderem 10,5 Prozent mehr Lohn. //

Bleibender Reallohnverlust

Die geforderten Lohnerhdhungen seien alles
andere als mafllos, argumentierte Susanne
Schaper, DIE LINKE. Der Reallohnverlust der
vergangenen Jahre wiirde damit noch immer
nicht ausgeglichen. Selbst bei zuriickgehen-
der Inflation blieben die Preissteigerungen
bei Lebensmitteln und Energie hoch. Die
Arbeitgeberseite habe bisher kein Gegenan-
gebot vorgelegt. Das sei ein Affront gegen-
iber den Lehrerinnen und Lehrern sowie al-
len anderen Landesbediensteten.

Peter Wilhelm Patt, CDU, verwies darauf,
dass der 6ffentliche Dienst eine verldssliche
Grofe fuir den Freistaat darstelle. Er schaffe
die Voraussetzungen fiir eine leistungsfahige
Wirtschaft. Die Gesellschaft wiederum leiste
sich den 6ffentlichen Dienst, damit dieser fiir
sie hoheitliche Aufgaben ibernehme, und nicht
umgekehrt. Wenn es den Biirgern und den
Unternehmen gut ginge, profitierten auch der
Staat und seine Beschaftigten. Der Freistaat

Sachsen biete hoch attraktive Bedingungen,
die ihn anziehend und interessant machten.

Abgaben zu hoch

Romy Penz, AfD, fragte kritisch, welches Sig-
nal nach aufien gehe, wenn heute im Landtag
iber die Tarifverhandlungen debattiert wer-
de. Streik und Unzufriedenheit diirften nicht
die Botschaft sein. Zu fairen Lohnen gehérten
faire Steuern und Abgaben. Von einem Brut-
tolohn von 4000 Euro blieben aber letztlich
nur 2500 Euro {ibrig. An alle Branchen gehe
das Signal, Arbeit lohne sich nicht, weil sich
der Staat die Taschen fiille. Ein weiteres The-
ma seien die vielen Teilzeitbeschéaftigten.
Valentin Lippmann, BUNDNISGRUNE, fiihr-
te aus, dass die Gehdlter zwischen Landern
einerseits sowie Kommunen und Bund an-
dererseits immer weiter auseinandergingen.
Die Ungleichbehandlung habe erhebliche
Konsequenzen. Das Land verliere zunehmend

Beschdftigte und die zu erledigende Arbeit
werde auf immer weniger Schultern verteilt.
Es konne nicht von gut bezahltem Personal
gesprochen werden, wenn es beispielswei-
se nicht gelinge, ausreichend IT-Fachkrafte
zu gewinnen.

Vorgeschobene Argumente

Die Tarifverhandlungen seien schwierig. Am
Ende werde es aber méglich sein, einen Kom-
promiss zu finden, so Henning Homann, SPD.
Das Argument der Arbeitgeberseite, die Léh-
ne diirften nicht steigen, um der Wirtschaft
nicht die Arbeitskrafte wegzunehmen, konne
eraber nicht verstehen. Auch das Argument,
dass sich die Inflation abgeschwacht habe, sei
fadenscheinig. Stattdessen sollten beide Ta-
rifvertragsparteien fair miteinander umgehen.
Die geforderten Lohnerhéhungen wiirden
Mehrkosten von jahrlich einer Milliarde Euro
fiir den Freistaat Sachsen bedeuten, betonte
Innenminister Armin Schuster, CDU. Er sprach
in Vertretung von Finanzminister Hartmut
Vorjohann, ebenfalls CDU. Die Steigerungen
seien fiir die Lander dauerhaft nicht finanzier-
bar. Dennoch hatten die Beschaftigten wah-
rend multipler Krisenlagen in den vergange-
nen Jahren hervorragende Arbeit geleistet.
Dafiir verdienten sie groRe Wertschatzung.



PLENUM

Dr. Daniel Thieme

Hilferuf von der Biihne

Debatte zur Finanzierung der sachsischen Theater und Orchester

79. Sitzung des Sachsischen Landtags

/| »Der regionalen kulturellen Vielfalt eine sichere Zukunft geben - Zitterpartie der Theater und Orchester beenden« lautete
die zweite Aktuelle Debatte der 79. Sitzung des Sichsischen Landtags. Beantragt hatte sie die Fraktion BUNDNISGRUNE.
Unter anderem der Landesverband Sachsen im Deutschen Biihnenverein hat in einem Brief gewaltige finanzielle Liicken

angezeigt und die Staatsregierung sowie den Landtag um Unterstiitzung gebeten. //

Weitere Mittel notwendig

Es sei hochste Zeit zu kldren, was dem Land-
tag die sdchsische Theater- und Orchester-
landschaft wert sei, hob Dr. Claudia Maicher,
BUNDNISGRUNE, an. Neben schneller Hilfe
musse es langfristig mehr Realismus und
Ehrlichkeit geben. Die Theater und Orchester
bendtigten Planungssicherheit tUber den
Doppelhaushalt hinaus. Das Bekenntnis zu
den bestehenden Standorten und dem Per-
sonalstand sei das eine. Es brauche aber wei-
tere Mittel, um innovationsfahig zu bleiben.
Auf das Sdchsische Kulturraumgesetz wies
Robert Clemen, CDU, hin. Es bilde die elemen-
tare Basis filir die Finanzierung der Theater und
Orchester im Freistaat Sachsen und sei eine
Erfolgsgeschichte, lobte er. Die finanziellen
Mittel seien von 76,6 Millionen Euro im Jahr
2008 aufjetzt 117 Millionen Euro angestiegen.
Man solle also nicht immer alles schlecht-
reden, was in den vergangenen Jahren ge-
wachsen sei. Die CDU-Fraktion bleibe fiir die
Kulturlandschaft ein verldsslicher Partner.

// Dr. Claudia Maicher

Genauer hinsehen

Die meisten Sachsen fiihlten sich von dem,
was im Theater angeboten werde, nicht an-
gesprochen, urteilte Thomas Kirste, AfD. Ein
aktueller Beleg fiir ihn sei die Inszenierung
der »Dreigroschenoper« am Sdchsischen
Staatsschauspiel, die als schablonenhaftes
Anti-AfD-Wahlkampfstiick aufgefiihrt werde.
So etwas diirfe nicht der Zweck der Theater-
forderung sein. Seine Fraktion beflirworte
die Kulturférderung, fordere dabei aber, ge-
nau hinzusehen, was unterstiitzt werde.

Franz Sodann, DIE LINKE, erklarte, er kénne
die Debatte nicht nachvollziehen. Als regie-
rungstragende Fraktion hétten es die BUND-
NISGRUNEN selbst in der Hand, die Theater
und Orchester auskdmmlich zu finanzieren.
Seit fast zehn Jahren weise er auf die Schief-
lage von Kulturausgaben im Verhdltnis zum
Gesamthaushalt hin. Es gebe zwar Mittel-
aufwiichse von rund 5 Prozent, doch bei einer
gleichzeitigen Inflation von 8 bis 9 Prozent
reiche das keinesfalls aus.

Vielfalt erhalten

Frank Richter, SPD, betonte, dass die zu be-
fiurchtenden Insolvenzen oder SchlieBungen
ganzer Sparten abgewendet werden miissten.
Die sdchsische Theater- und Orchesterland-
schaft solle in ihrer Vielfalt erhalten bleiben.
Es wdre ein Trauerspiel, wenn beispielsweise
die Kulturhauptstadt Europas 2025, Chemnitz,
ohne ein stadtisches Theater in dieses be-
sondere Jahr hineingehen wiirde. Andererseits
diirften auch die freie Theaterszene und der
landliche Raum nicht aus dem Blick geraten.

Kulturministerin Barbara Klepsch, CDU,
stellte klar, dass sie sich seit dem Sommer
jedes Theater angesehen habe. Alle hitten
sich zundchst fragen miissen, was sie selbst
beisteuern kdnnten. Mit dem Finanzministe-
rium befinde sie sich ebenfalls im Gesprach.
Doch 9 Millionen Euro zusatzlich lagen nicht
einfach so bereit, noch dazu auBerhalb eines
beschlossenen Haushaltes. Langfristig miisse
es das Ziel sein, die Kulturlandschaft zu-
kunftsfest aufzustellen.

// Franz Sodann // Fotos: O. Killig
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// Henning Homann // Foto: O. Killig

79. Sitzung des Sdchsischen Landtags

Es brodelt in der Stahlbranche

Unternehmen stehen durch schwierige Marktsituation unter Druck

// In der dritten Aktuellen Debatte der 79. Sitzung befasste sich der Sachsische
Landtag mit dem Thema »Auf dem Weg zur klimaneutralen Stahlwirtschaft: Mit
guten Rahmenbedingungen eine erfolgreiche Transformation fiir Sachsens starke
Stahlbranche gestalten«. Die SPD-Fraktion hatte den Titel auf die Tagesordnung
gesetzt. Lesen Sie dazu auch einen Hintergrund auf Seite 10. //

Absenkung der Stromsteuer

Die Stahlindustrie verandere sich gegenwartig
von sich aus, weil es 6konomisch verniinftig
sei und sie auch in Zukunft aufinternationalen
Markten bestehen wolle, so Henning Homann,
SPD. Zu den wichtigsten Themen gehérten fiir
die Unternehmen die Strompreise. Es sei
deshalb richtig, dass sich die Bundesregie-
rung am heutigen Tag auf eine Absenkung der
Stromsteuer verstdandigt habe. Dies stdrke
Investitionen und die Wirtschaftsfahigkeit
der einheimischen Industrie.

Die Unternehmen der Stahlbranche wan-
derten ab, wenn es fiir Strom und Gas keine
wettbewerbsfahigen Preise gebe, gab Jan
Hippold, CDU, zu bedenken. Zwar fithre kein
Weg daran vorbei, dass die Unternehmen
griiner werden missten. Die Wege dorthin
seien jedoch aktuell sehr begrenzt oder
schlicht unrentabel. Es miisse daher iiber-
dacht werden, ob der Staat {iber eine gewis-
se Grundkapazitdt hinaus weiter die Produk-
tion fordern solle.
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Keine Energie-ldeologie

An bezahlbarer Energie hdange ein grofier Teil
unseres Lebensstandards, sagte Mario Beger,
AfD. Russisches Gas und die Kernenergie
hatten flir lange Zeit den Wohlstand gesi-
chert. Mit dem Gerede der kostengiinstigen
erneuerbaren Energie werde der Biirger aber
hinters Licht gefiihrt. Statt einer ideologi-
sierten Energiepolitik brauche es verniinfti-
ge Mafinahmen, die der deutschen Wirt-
schaft dienten. Der Strompreisirrsinn misse
sofort beendet werden.

Nico Briinler, DIE LINKE, fuhrte aus, dass
die sdchsischen Stahlhersteller liberzeugt
seien, mit Okostrom nachhaltig zu produzie-
ren. Sie forderten vor allem attraktive Rahmen-
bedingungen. Im Moment erlebe man bei
der Politik aber grétenteils Untdtigkeit. Die
Staatsregierung miisse sich fragen, was sie fiir
ein hinreichend grofes Angebot an erneuer-
baren Energien getan habe. Die AfD schlief3-
lich halte es fiir eine Art Menschenrecht,
moglichst viel fossile Energie zu verbrennen.

Stahlindustrie unverzichtbar

Ein souverdnes Europa brauche starke
Grundstoffindustrien, beschwor Gerhard
Liebscher, BUNDNISGRUNE. Um die deut-
schen Klimaziele zu erreichen, miisse sich
die Geschwindigkeit beim Umbau der Indus-
trie verdoppeln. Eine wichtige Rolle auf dem
Weg zur Klimaneutralitdt spiele die sachsi-
sche Stahlindustrie. Der auf diese Weise
hergestellte Stahl werde fiir die Transforma-
tion aller nachgelagerten Bereiche wie zum
Beispiel bei Energie, Bau, Mobilitdat oder
anderer Grundkomponenten benétigt.

Wirtschaftsminister Martin Dulig, SPD,
machte deutlich, dass die sdchsischen
Stahlwerke in einem umk@mpften internati-
onalen Wettbewerb stiinden, bei dem es
keine fairen Verhdltnisse gebe. China produ-
ziere mithilfe hoher Subventionen. Abwan-
dern diirften die einheimischen Unterneh-
men nicht, denn sie besdBen fiir die
Wertschdpfung bei uns eine zu hohe Bedeu-
tung. Das Ziel miisse es sein, trotz der Trans-
formation zu CO2-neutraler Produktion wett-
bewerbsfahig zu bleiben.
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// GieRbetrieb bei der Schmiedewerke Groditz GmbH //

Foto: Schmiedewerke Groditz GmbH

Zentraler Pfeiler
der Wirtschaft

Sachsen besitzt eine jahrhun-
dertelange Tradition des Berg-
baus und des Hiittenwesens.
Seine Industrielandschaft pra-
gen noch heute Elektrostahl-
werke, Schmieden und Gief3e-
reien. Die Metallerzeugung und
-bearbeitung gehort in Sachsen
mit einem Anteil von 13,8 Pro-
zent am Industrieumsatz zu

den grof3ten Industriebranchen.

Stahl bildet den Grundstoff fiir
viele industrielle Wertschop-
fungsketten, vor allem fiir die
in Sachsen starke Automobil-
industrie, den Maschinenbau

und den Bausektor. Eine erfolg-

reiche Dekarbonisierung der
Stahlindustrie ist wiederum die
Grundlage fiir die Transforma-
tion aller nachgelagerten Wert-
schopfungen.

Die Bedeutung der sachsi-
schen Stahlindustrie spiegelt
sich in der Zugehorigkeit des

=

Hintergrundinformationen zur
Stahlindustrie in Sachsen

// Die Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energien so-
wie die Energiepreisentwicklung stellen die Stahlbranche
vor zahlreiche Anpassungsaufgaben. Deshalb hat sich die
Sachsische Staatsregierung am 6. November 2023 bereits
zum dritten Mal mit Vertretern zahlreicher Stahlwerke zum
»Sachsischen Stahlgipfel« getroffen. //

Freistaates zur Allianz der Stahl-
lander wider. Er gehort dem
Biindnis seit dem Jahr 2019 an.
Weitere Mitglieder sind neben
dem Saarland und Nordrhein-
Westfalen die Bundeslander
Brandenburg, Bremen, Hamburg,
Niedersachsen, Thiiringen,
Sachsen-Anhalt und Baden-
Wiirttemberg. In Sachsen wird
fast ausschlieBlich Elektrostahl
hergestellt. Die zum Schmelzen
erforderlichen Temperaturen
von bis zu 3500 Grad Celcius
werden dabei durch einen elek-
trischen Lichtbogen oder durch
Induktion erzeugt. Die drei
grofiten Elektrostahlwerke
stehen in Freital, Groditz und
Riesa. Sie produzieren heute
schon weitgehend CO2-armen
Stahl auf Basis von Schrott.

Dritter Stahlgipfel
der Staatsregierung

Aufgrund ihres hohen Energie-
verbrauchs und den damit
verbundenen stark gestiegenen
Kosten steht die Branche aktuell
vor enormen und zum Teil exis-
tenzbedrohenden Herausforde-
rungen. Um diese zu erértern
und nach Lésungen zu suchen,
fand nach 2019 und 2020
Anfang November 2023 der
»Dritte Sdchsische Stahlgipfel«
im sdchsischen Wirtschafts-
ministerium statt. Die Staats-
regierung vertraten dabei Wirt-
schaftsminister Martin Dulig
und Energie- und Klimaschutz-
minister Wolfram Giinther. Mit
den Stahlvertretern diskutierten
sie iber den Ausbau der erneu-

erbaren Energien und der
Wasserstoffinfrastruktur, die
Entwicklung der Energiemarkte
und die Notwendigkeit eines
Industriestrompreises sowie
Aspekte der Kreislaufwirtschaft.

Entlastung durch
Briickenstrompreis

Am Ende des Treffens einigten
sich die Teilnehmer auf ein
gemeinsames Positionspapier.
Darin ist unter anderem festge-
halten, dass die hiesige Stahl-
industrie einen Briickenstrom-
preis zur gezielten Entlastung
benotigt, um international
wettbewerbsfdhig zu bleiben.
Die Bundesregierung wahlte
nur wenige Tage nach dem
»Sdchsischen Stahlgipfel«
einen anderen Weg. Sie
beschloss, die Stromsteuer

in den Jahren 2024 und 2025
deutlich abzusenken.



Janina Wackernagel
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Wahlen in Sachsen
schon mit 16 Jahren?

Die Fraktion DIE LINKE mo6chte
das Wahlalter bei Landtags- und
Kommunalwahlen absenken

// In einem Gesetzentwurf hat die Fraktion DIE LINKE vor-
geschlagen, das Wahlalter in Sachsen herabzusetzen

(Drs 7/12706). Der Entwurf sieht unter anderem Anderungen

an der Sachsischen Verfassung, dem Sachsischen Wahlgesetz

und der Sachsischen Gemeindeordnung vor. Am 25. Oktober

2023 beschiftigte sich der Ausschuss fiir Verfassung und Recht,

Demokratie, Europa und Gleichstellung in einer 6ffentlichen

Anh6rung damit. //

Fehlende Gesamt-
perspektive

Der Rechtswissenschaftler

Prof. Dr. Eckart Klein legte
anfangs zundchst die Recht-
sprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts dar. Er meinte,
dass bei 16- und 17-Jdhrigen
die Reife und Einsichtsfahigkeit
fir landes- und kommunalpoli-
tische Fragen nur in Einzelfédllen
vorliege. Erst mit Anfang 20
gelinge es den meisten Men-
schen, komplexe Zusammen-
hédnge zu beriicksichtigen und
kollidierende Interessen abzu-
wagen. Das Engagement gegen
den Klimawandel belege dies
nach Ansicht des Sachkundigen
deutlich. Es zeuge ehervon
Kompromisslosigkeit in der

Wortprotokoll Video-
der Anhérung aufzeichnung

o O !

ZUM NACHLESEN
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Altersgruppe und weniger von
einer Gesamtperspektive. Dem
Vorschlag der LINKEN wider-
sprache zudem, dass rechtlich
die Geschaftsfahigkeit erst mit
der Volljahrigkeit eintrete.

Keine Unterschiede
ersichtlich

Der Politikwissenschaftler Arndt
Leininger, Junior-Professor an
der TU Chemnitz, hob hervor,
dass der Gesetzentwurf wohl
darauf abziele, in Sachsen die
gleichen Voraussetzungen zu
schaffen, wie in vielen anderen
Bundesldndern. Er sprach keine
konkrete Empfehlung fiir ein
Wahlalter ab 16 Jahren aus,
wies aber auf positive Neben-
effekte eines Absenkens hin:

Es sei jungen Menschen schwer
zu vermitteln, warum sie zur
Europawahl ihre Kompetenz
beim Wahlen demonstrieren
diirften, man ihnen diese zur
Landtagswahl jedoch nicht
zuerkenne. Die hdufig benannte
fehlende politische Reife sei
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in aktuellen Studien zu politi-
schem Wissen und politischem
Interesse nicht nachweisbar. Im
Vergleich von 16- und 20-Jahrigen
zeigten sich keine Unterschiede,
ebenso wenig beim Vergleich
von sdchsischen und branden-
burgischen Jugendlichen, wah-
rend letztere bereits wahlen
durften. Er erérterte sodann,
die Auswirkungen auf die Wahl-
ergebnisse diirften zu vernach-
lassigen sein, aber langfristig
kdnne es positive Effekte auf
die Wahlbeteiligung geben.

In anderen Bundes-
landern moglich

Dr. Dominik Liick, Fachanwalt
fiir Verfahrensrecht, erwiderte,
eine Absenkung des Alters fiir
das aktive Wahlrecht auf 16 Jahre
sei verfassungsrechtlich nicht
zu beanstanden und werde in
mehreren anderen Bundesldn-
dern praktiziert. Juristische
Gegenargumente seien vor
Gerichten in Baden-Wiirttemberg
und Thiiringen bereits entkraftet

worden. Er fiihrte aus, dass den
Jugendlichen die politische Ein-
sichtsfahigkeit nicht grundsatzlich
abgesprochen werden konne.
Ferner sei die Wahlberechti-
gung nicht daran gekniipft, sich
fortlaufend aktiv mit politischen
Debatten zu befassen. Eltern
kdnne nicht unterstellt werden,
ihren fast volljahrigen Kindern
mit Zwang in deren politische
Entscheidungsfreiheit einzugrei-
fen. Ob sich Jugendliche starker
von populistischen oder extre-
men Politikangeboten mitrei-
Ben lieRen, sei fiir die Frage des
Wabhlalters verfassungsrechtlich
unerheblich. Im freien Parteien-
wettbewerb gelte es dann,
Jugendlichen gute Angebote zu
machen. Das sei doch im Kern
demokratisch.

Die kommunalen Spitzenver-
badnde legten schriftliche Stel-
lungnahmen zur Anhérung vor
und sprachen sich darin jeweils
gegen die Absenkung des Wahl-
alters aus. Der Verfassungsaus-
schuss wird den Gesetzentwurf
in einer seiner ndachsten Sitzun-
gen abschliefend beraten.

1
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Riidiger Soster

LAUFENDE GESETZGEBUNG

TITEL | EINBRINGER ERLAUTERUNG STATUS

Gesetz zur Absenkung des Wahlalters
im Freistaat Sachsen auf das
vollendete 16. Lebensjahr
(Séchsisches Wahlalter-16-Gesetz)
7/12706 | DIE LINKE

Gesetz zur Starkung der Verfassungstreue
im offentlichen Dienst und zur weiteren
Anderung dienstrechtlicher Vorschriften
7/13905 | Staatsregierung

Gesetz zur Anderung der
sachsischen Vollzugsgesetze
7/14270 | Staatsregierung

Gesetz Uiber das Verbot der Zweck-
entfremdung von Wohnraum in Sachsen
(Séchsisches Zweckentfremdungs-
verbotsgesetz)

7/14305 | CDU, BUNDNISGRUNE, SPD

Gesetz zum Erhalt und zur Verbesserung der
sdchsischen Agrarstruktur

(Séchsisches Agrarstrukturgesetz —
S&chsAgrStrG)

7/14655 | Staatsregierung

Sachsisches Hofegesetz (SdchsHofeG)
7/14661 | Staatsregierung

Zweites Gesetz zur Anderung der
Verfassung des Freistaates Sachsen
7/14800 | AfD

Gesetz zur Weiterentwicklung
der Berufsakademie Sachsen zur
Dualen Hochschule Sachsen
7/14856 | Staatsregierung

Zur Einbeziehung junger Menschen in die Politik soll

das Mindestalter zur Wahlteilnahme fiir die Landtags-
und Kommunalwahlen in Sachsen auf das vollendete
16. Lebensjahr festgesetzt werden.

Der Gesetzentwurf soll eine verdachtsunabhdngige Auskunft
beim Landesamt fiir Verfassungsschutz vor einer Berufung in ein
Beamtenverhdltnis bei der Polizei oder im Justizvollzugsdienst
sowie vor der Ubertragung einzelner Amter mit leitender Funktion
ermoglichen.

Die Haftbedingungen und Gefangenenrechte in sdachsischen
Vollzugsanstalten sollen verbessert werden. Zudem enthalt
der Gesetzentwurf datenschutzrechtliche Anpassungen in den
sachsischen Vollzugsgesetzen.

Uber eine Satzungsermichtigung soll es Gemeinden mit ange-
spannten Wohnungsmarkten ermdéglicht werden, die Nutzung von
Wohnraum fiir andere Zwecke unter Genehmigungsvorbehalt zu
stellen, um so das Gesamtwohnraumangebot erhalten zu kénnen.

Mit dem neuen Gesetz soll eine effektive Bodenverkehrskontrolle
geschaffen werden, um die vielfdltige Agrarstruktur Sachsens zu
erhalten und zu entwickeln, den Zugang zu

Agrarflachen fiir ortsansassige Landwirtinnen und Landwirte zu
erleichtern sowie den Erwerb landwirtschaftlicher Flachen durch
auBerlandwirtschaftliche Investoren zu erschweren.

Kernanliegen des Gesetzentwurfs ist der geschlossene Ubergang

von landwirtschaftlichen Familienbetrieben auf nur einen Hoferben.

Damit soll sichergestellt werden, dass land- oder forstwirtschaftli-
che Betriebe als Ganzes erhalten bleiben. Im Gegenzug werden
die weichenden Erben durch Ausgleichszahlungen abgefunden.

In die Sachsische Verfassung soll eine Regelung zur Bildung
und Verwendung einer Riicklage zum Haushaltsausgleich
aufgenommen werden, um die Inanspruchnahme von Krediten
zu begrenzen.

Schwerpunkt des Gesetzentwurfs liegt in der Weiterentwicklung
der Berufsakademie Sachsen zu einer »Dualen Hochschule
Sachsen«. Der Hochschulstatus ermoglicht die iberregionale
und internationale Anerkennung der dualen praxisintegrierenden
Bachelor- und Diplomstudiengange.

ABGESCHLOSSENE GESETZGEBUNG

TITEL | EINBRINGER ERLAUTERUNG STATUS

Gesetz zur Anderung des Sachsischen Jagdgesetzes Zur Populationskontrolle von Federwild sollte die Gelegebehandlung

und der Sachsischen Jagdverordnung
7/12815 | AfD

Fiinftes Gesetz zur Anderung der
Sachsischen Bauordnung
7/12832 | AfD

Gesetz zur Anpassung
stiftungsrechtlicher Vorschriften
7/13448 | Staatsregierung

Fiinftes Gesetz zur Anderung der Gemeindeordnung

fiir den Freistaat Sachsen

(Séchsische Gemeindeordnung — SdchsGemO)

7/13727 | AfD

Die »Laufende Gesetzgebung« zeigt den Fortschritt in aktuellen Gesetzgebungsverfahren des Séachsischen Landtags an. Unter
»Abgeschlossene Gesetzgebung« sind angenommene und abgelehnte Gesetzentwiirfe aufgefiihrt. Stand: 9. November 2023.

Offentliche Anhérung im Ausschuss
fiir Verfassung und Recht, Demokra-
tie, Europa und Gleichstellung am
25. Oktober 2023

Offentliche Anhérung im
Ausschuss fiir Inneres und Sport
am 26. Oktober 2023

Offentliche Anhérung im Ausschuss
fiir Verfassung und Recht, Demokra-
tie, Europa und Gleichstellung am
25. Oktober 2023

Offentliche Anhérung im
Ausschuss fiir Regionalentwicklung
am 27. Oktober 2023

Uberweisung an den Ausschuss fiir
Energie, Klimaschutz, Umwelt und
Landwirtschaft (ffd.) sowie den Haus-
halts- und Finanzausschuss am

6. Oktober 2023

Uberweisung an den Ausschuss fiir
Energie, Klimaschutz, Umwelt und
Landwirtschaft (ffd.) sowie den Haus-
halts- und Finanzausschuss am

10. Oktober 2023

1. Beratung und Uberweisung an den
Haushalts- und Finanzausschuss (ffd.)
sowie den Ausschuss fiir Verfassung
und Recht, Demokratie, Europa und
Gleichstellung am 9. November 2023

Uberweisung an den Ausschuss
fiir Wissenschaft, Hochschule,
Medien, Kultur und Tourismus
am 3. November 2023

abgelehnt

zugelassen werden. Zudem sollte die Schonzeit der Nilgans zur Bestandsmini-

mierung entfallen.

Um einen vollstdndigen und insolvenzsicheren Riickbau von Windenergie-

abgelehnt

anlagen nach dauerhafter Aufgabe der zuldssigen Nutzung sicherzustellen,
sollten Betreiber kiinftig eine entsprechende Verpflichtungserklarung abgeben

und eine Sicherheitsleistung hinterlegen.

Das Ablosungsgesetz enthalt Anpassungen an die neuen stiftungs-

angenommen

rechtlichen Regelungen des BGB. Zudem wird die Aufsicht auf nicht

steuerbegiinstigte Zwecke verfolgende Stiftungen beschrankt.

kreisfreien Stddten verpflichtend eingefiihrt werden.

Mit dem Anderungsvorhaben sollte die Direktwahl der Stadtbezirksbeiréte in

abgelehnt

>
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// Modell mit dem geplanten
Kubus im Landtagsinnenhof //
Foto: T. Schlorke




»Kunst braucht d

v

e Frei

Interview mit dem Landtags-Architekten Prof. Peter Kulka

// Der Architekt vor der Freitreppe des Landtagsneubaus // Fotos: T. Schlorke

In diesem Jahr beschloss das Prasidium des Sachsischen Landtags, den Landtagskomplex

am Dresdner Elbufer zu sanieren und zu erweitern. Die beiden neuen Gebdude plant der
Architekt Prof. Peter Kulka. Er erdachte bereits vor iiber 30 Jahren den Landtagsneubau mit

Plenarsaal. Uber die neuen Pline und Hintergriinde sprachen mit ihm die beiden Landtags-

kurier-Redakteure Dr. Daniel Thieme und Katja Ciesluk.

Vor wenigen Wochen ist der
Neubau des Sdchsischen
Landtags 30 Jahre alt und unter
Denkmalschutz gestellt worden.
Die ersten Plenarsitzungen fan-
den am 14. und 15. Oktober 1993
statt. Welche Gedanken kommen
lhnen, wenn Sie auf die vergan-
genen 30 Jahre zuriickschauen?

Das ist wie das Leben, nicht
gleichbleibend. Es ist so, wie
wenn ein Mensch auf die Welt
kommt und alle Phasen des
Lebens durchmacht. Bis hin
zum Erwachsenwerden. Ich bin
ja mitgewachsen und mitgeal-
tert. Die Architektur ist Abbild
von Leben. Die Entstehungszeit
war eine Zeit des Aufbruchs und
der Hoffnung. In dem Neubau
steckt eine ganze Menge von
Traumen und Wiinschen drin -
das Gebdude verkorpert Trans-
parenz und Offenheit.

In den kommenden Jahren
soll der Landtag erweitert

und angebaut werden.
Was bedeutet das fiir Sie?

Durch die neuen Anforderungen,
die sich ergeben, schaut man
wieder genauer hin. Natiirlich
auch auf die Schwachstellen —
so wie bei einem Bild. Nehmen
Sie einmal den Maler Gerhard
Richter. Er wird auch nicht erst
auf das Urteil der Leute warten,
sondern sein Werk zuerst selbst

beurteilen. Das geht mir genauso.

Wir sind sehr dankbar, dass
wir erneut das Vertrauen des

Freistaates Sachsen, der Stadt
Dresden und des Sachsischen
Landtags gewonnen haben.

Die jetzige Situation des
Weiterbauens bietet die Chance,
das gesamte Ensemble an die-
sem einmaligen Ort zu vervoll-
standigen. Die Beziige zwischen
den bereits entstandenen und
neu entstehenden Bauten wer-
den durch begriinte Freirdume
gestarkt. Es bietet sich die Mog-
lichkeit, ein Landtagsensemble
als »Stadt in der Stadt« zu ent-
wickeln — der Kubus inmitten
des bisherigen Landtags als
Kommunikationszentrum und der
Anbau auf der Freiflache vor dem
Erlweinspeicher fir die tégliche
Biiroarbeit, unterirdisch mit
dem Bestand verbunden.

Zusatzlicher Raumbedarf,
neue okologische und technische
Anforderungen sowie erhdhte
Sicherheitsbestimmungen ste-
hen im Fokus des Planungspro-
zesses, ohne die Offenheit und
Transparenz infrage zu stellen —

ein Landtag braucht trotz allem
einen einladenden Charakter.

Ihre Familiengeschichte ist eng
mit Dresden verbunden. Welche
Erinnerungen haben Sie daran?

Mein Vater war Architekt, er war
Schiiler von Wilhelm Kreis. Er
war ein Bauernjunge, der sich
kurz vor dem Zweiten Weltkrieg
in Dresden selbststandig gemacht
hat. Zuvor hatte er bereits in
sehr guten Architekturbiiros
gearbeitet, unter anderem auch
am Bau des Hygiene-Museums
mitgewirkt. Leider ist eram Ende
des Krieges gefallen. Als der
Krieg begann, hatte er es gerade
geschafft, groBere Aufgaben zu
tibernehmen. Meine Mutter war
Architektenfrau, sie hat das
Geschaft mitgefiihrt. Als dltester
Sohn musste ich friih selbst-
standig werden und meinen
Weg gehen.

Wenn Sie heute durch den Land-
tag gehen oder aufen entlang,
gibt es eine Sache, die Sie
heute anders machen wiirden?

Es gibt einen Punkt, tiber den
ich mich bis heute adrgere. Es
handelt sich um die Beleuch-



Neubau des Sachsischen Landtags
unter Denkmalschutz

30 Jahre nach der Fertigstellung stellte Landeskonservator Alf Furkert
am 27. September den Neubau des Sachsischen Landtags unter Denk-
malschutz. Es ist das erste nach 1990 errichtete Gebdude, das diesen
Schutzstatus erhdlt. Die Konstruktion aus Stahl, Glas und Beton,
die in nur zwei Jahren Bauzeit entstand, plante der Dresdner Archi-
tekt Prof. Peter Kulka. Er bekam dafiir mehrere Auszeichnungen,
unter anderem den Preis des Bundes Deutscher Architekten (1994)
sowie den Deutschen Stahlbaupreis (1994), verliehen. Der Neubau
ist gestalterisch und funktional mit dem Altbau des Landtags ver-
bunden, der ebenfalls unter Denkmalschutz steht.

»Der Erweiterungsbau des Sadchsischen Landtags wurde wegen
seiner landesgeschichtlichen, auch baugeschichtlichen sowie
kiinstlerischen und stddtebaulichen Bedeutung als Kulturdenkmal
des Freistaats Sachsen erfasst«, begriindete Alf Furkert die Entschei-
dung. Landtagsprasident Dr. Matthias RoBler sagte: »Der Neubau des
Parlaments mit dem glasernen Plenarsaal ist ein architektonisches
Wahrzeichen unserer nach der Friedlichen Revolution neu aufge-
bauten Demokratie in Sachsen.« Die Denkmalplakette sei deshalb

Foto: S. Fiissel

heit des Ausdrucks. Zum
Beispiel war der Sachsische
Landtag der erste Landtag,
der die Bannmeile ums
Gebdude aufgelost hat. Das
fand ich ein gutes Signal fiir

tung des Plenarsaals und deren
Spiegelung in der Dunkelheit,
die durch die Geometrie des
runden Raumes entsteht. Ich
wiinsche mir sehr, dass wir jetzt
doch noch eine bessere Losung
dafiir finden werden, ohne die
Transparenz aufzugeben.

Aus welchem Verstdndnis heraus
entstand damals der Landtags-
neubau an der Elbe?

Dieser Bau war aus der Uber-
zeugung heraus gedacht, dass
die Euphorie der Anfangszeit
vieles leisten kann. Die Klarheit
und Ablesbarkeit des baulichen
Gefliges sind die Bescheiden-

// Dr. Matthias RoBler, Prof. Peter Kulka und Alf Furkert // Foto: S. Floss

nicht nur eine Unterschutzstellung, sondern auch eine Ehrung fiir
das Parlamentsgebdude.

Vor etwas mehr als 30 Jahren verabschiedete der Landtag das
Sdchsische Denkmalschutzgesetz. Dem Parlament war es damals
ein groBes Anliegen, besondere Bauten zu schiitzen, zu pflegen und
Gefahren von ihnen abzuwenden.

die neu gewonnene Demokra-
tie. Der Bau sorgte iiber die
Grenzen Deutschlands hinweg
fiir Aufmerksamkeit und
Manfred Sack titelte im Feuilleton
der »Zeit«: »Hereinspaziert«.

Ist die zuriickhaltende, klare
Gestaltung demokratischer
Bauten noch zeitgemdp?
Miissten sie sich angesichts
der Krise der Demokratie heute
nicht viel auffdlliger im 6ffent-
lichen Raum prdsentieren?

Die Wiedervereinigung Deutsch-
lands und die Wiedergewinnung
der Demokratie im Ostteil war
ein Gliicksfall. Also, wer hat
daran geglaubt, dass diese Wie-
dervereinigung jemals stattfin-
den wird? Es hat uns alle {iber-

rascht. Wir haben damals nach
1990 von Hoffnung und Euphorie
gelebt. In so einer Situation

ist man gerne gewillt, das
idealistisch in die Zukunft zu
projizieren. Ich fand aber diese
Bescheidenheit und Schlicht-
heit als Gestaltungsmerkmal
aus tiefster Uberzeugung sehr
angemessen.

Demokratische Schlichtheit
grenzt sich ja auch von

der Monumentalitdt der
Diktatur ab ...

Diktaturen schaffen nicht
selten Uiberhohte und radikale
Monumentalitdt — im Gegensatz
zur Demokratie, die aus Uber-
zeugung vielfaltig ist. Und

das ist gut so, weil dadurch
auch den unterschiedlichen
Meinungen der Biirger Rech-
nung getragen wird und Diskus-
sionen moglich sind. Alle
Kunst, auch die Baukunst,
braucht die Freiheit.

// Katrin Leers-Kulka und
Prof. Peter Kulka
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Jerome Hennersdorf

Das 20. Jugend-Redeforum im Sachsischen Landtag

Vor den Glastiiren des Neubaus

stehen eine Handvoll Schiilerin-

nen und Schiiler mit ihren
Lehrern. Sie sind den Weg aus
Lobau in den Sdchsischen
Landtag gekommen und geho-
ren zu den 36 Akteuren der
Klassenstufen g bis 12, die
heute an der 20. Auflage des
Jugend-Redeforums teilneh-
men. Durch die Tiiren konnen
sie schon das rege Treiben
erkennen. Hinter dem Glas, im
Inneren des Gebdudes, werden
noch die letzten Vorbereitungen
getroffen, Absprachen getroffen
und eifrig einige Kabel ge-
tauscht. Um kurz nach 8 Uhr
offnen sich die Tiiren des
Landtags zum 20. Jugend-
Redeforum. Es findet seit 2003
regelmafig im Parlament

der Sachsen statt.

Aus ganz Sachsen und dem siidlichen Brandenburg kamen
Schiilerinnen und Schiiler am 4. November 2023 in den Sachsi-
schen Landtag. Beim 20. Jugend-Redeforum traten sie in ver-
schiedenen Debatten gegeneinander an und lieferten sich mit
ihren Mitstreitern einen argumentativen Schlagabtausch.

Die erste Diskussion ist bereits
in vollem Gang. Das Thema
der Diskussion steht hier nur
beispielhaft im Raum, denn
die Teilnehmer schweifen

gern auch ab und gehen tiber
die Anforderungen hinaus.
Aus »Sollte es nur noch vege-
tarisches Essen an Schulen
geben?« wird schnell eine Kritik
an der Massentierhaltung.
Andere argumentieren, fleisch-
freie Kost sei ein Trick, um
Essen an Schulen billiger zu
machen. In den weiteren
Gruppendiskussionsrunden

Inzwischen eroffnet Landtags-
président Dr. Matthias Rof3ler
das 20. Jugend-Redeforum
offiziell, und nach einigen
abschlieenden Instruktionen
zum Modus startet der Tag fiir
die Teilnehmer schliefllich um
9:45 Uhr. In der Lobby steigt die
Anspannung miniitlich, einige
Fiite wippen aufgeregt auf dem
Boden, die Finger trommeln auf
den Tischen, das ruhige Stehen
wird fiir einige zur Schwierig-
keit. »Ich will heute mein Bes-
tes geben, erzdhlt ein Schiiler
der 11. Klasse. Er freut sich

auf die Debatten und wartet
gespannt, welche der vielen
Themen er wohl bekommt.

am Vormittag geht es von
Migrationsbegrenzungen iiber
kiinstliche Intelligenz bis hin
zur Mobilitat.

Die Argumentationen in den
Diskussionsrunden sind so
vielseitig wie die Jugendlichen
selbst. Manch einer versucht es
mit Humor: »Um meinen Physik-
lehrer zu zitieren: »Wenn man
nicht weif3, wie es geht, muss
man wissen, wo es stehtl« Ein
anderer berichtet aus personli-
chen Erfahrungen und wieder
ein anderer nutzt Metaphern




iber Indiana Jones, was spdter
von der Jury besonders hervor-
gehoben wird. »Wir dirfen die
Informationen nicht auf dem
»Silberteller< serviert bekommen,
ganz ohne Quellenangaben,

so ein Schiiler wahrend einer
Diskussion {iber den Einsatz
von kiinstlicher Intelligenz fiir
wissenschaftliche Zwecke. »Es
sind solche starken Statements,
die im Saal nachhallen«, wird
Jurymitglied Bernhard Holfeld in
der Auswertung danach loben.

An die Diskussionsrunde schlief3t
sich eine Mittagspause an, die
Schiiler, aber auch Padagogen
fiir einen intensiven Austausch
nutzen. Im Hintergrund werden
zligig die Punkte der einzelnen
Teilnehmer zusammengezahlt.
Dann ist es endlich so weit:
Auf dem groRen Bildschirm,
der bis dato nur die Aufschrift
»Herzlich willkommen« getra-
gen hat, sind die Namen der
besten zehn dunkel hinterlegt.

Binnen Sekunden stehen
dutzende Schiiler um den
Bildschirm herum, die Halse
strecken sich, damit auch

die hinteren den Bildschirm
erkennen konnen. Viele freuen
sich und gratulieren einander.
Diejenigen, die es nicht ins
Finale geschafft haben, wiin-

schen den Finalisten viel Erfolg.

»Mein Wunschthema fiir die
Diskussion habe ich zwar nicht
behandeln kdnnen, erklart ein
Schiiler, mit dem Einzug ins

Finale sei er aber sehr zufrieden.

Nach und nach ziehen die Fina-

listen nun die Reihenfolge, in
der sie Uber ein bisher unbe-
kanntes Thema eine dreimini-
tige, freie Rede halten miissen.
Zur Vorbereitung haben sie nur
zehn Minuten Zeit. Ein letztes
Briefing, dann beginnt der

“cescscsssadosse

Nachmittag und damit das
Finale fiir die tibrigen Teilneh-
mer. Wahrenddessen fiillt

sich auch der Plenarsaal,
Schauplatz der Endrunde, wie-
der. Kaum ein Sitz bleibt frei,
sodass auch die Besuchertri-
biine genutzt werden muss. Die
ibrigen Teilnehmer, Gaste, aber
vor allem auch die Lehrer tau-
schen sich noch rege aus. Der
erste Redner wird angekiindigt
und die Menge verstummt. Der
Verlauf des Nachmittags hélt
fiir die Finalisten und Zuhorer
spannende Themen bereit, so
setzt sich eine Teilnehmerin mit
Meinungsvielfalt auseinander,
wéahrend es im darauffolgenden
Beitrag darum geht, ob der
Besuch eines Konzentrations-
lagers in der Schulzeit aus-
reicht, um Antisemitismus wirk-
sam zu bekdampfen. Weiter geht
es mit der Notwendigkeit von
Zeitungen im 21. Jahrhundert
oder ob man als Aktivist fiir
Klimaschutz trotzdem einen
Urlaubsflug machen darf.

——

Nach zehn Reden, die thema-
tisch wohl unterschiedlicher
hatten kaum sein kénnen, zieht
sich die Jury zuriick, um die
drei Bestplatzierten zu kiiren.
Im Plenarsaal sorgt derweil
eine Tanzgruppe der Sabel
Schulen Freital fiir gute Laune,
in der Lobby stehen Kaffee

und Kuchen bereit.

Auf Platz drei landet
schlielich Hannah Gottmann
(11. Klasse) vom Romain-
Rolland-Gymnasium Dresden.
Sie sprach dariiber, wie man
Alkoholmissbrauch bei Jugend-
lichen vorbeugen kann. Platz
zwei erreichte Jakob Paridon
(11. Klasse) vom Gymnasium
Dresden-Klotzsche mit dem
Thema »Weniger Arbeiten, mehr
Leben — Sieht so die kiinftige
Arbeitswelt aus?«. Der Sieger
heifst am Ende Lukas Adam
(10. Klasse) vom Goethe-Gym-
nasium in Sebnitz. In seiner
Gewinnerrede beschiéftigte
er sich damit, ob wir Handel
mit Diktaturen fiihren sollten.
Die Jury fand seinen Vortrag
besonders gelungen, auch
wenn die Entscheidung nicht
leichtgefallen sein diirfte.



AKTUELLES

Johann-Christoph Landgraf

ANGEBOTE DES

BESUCHERDIENSTES =

https://www.landtag.sachsen.de/
de/service/besuch-im-landtag/
fuehrungen-vor-ort-9145.cshtml

// Angehende Grundschullehrerinnen und -lehrer wihrend einer Fiihrung // Foto: N. Millauer

Gespannt betreten die ange-
henden Grundschullehrerinnen
und -lehrer den Sachsischen
Landtag. Sie wissen, dass sie
heute keine gewdhnliche Besu-
cherfiihrung erleben werden.
Stattdessen erwartet sie etwas
Besonderes: eine Fiihrung, die
ihnen zeigt, wie ein Landtags-
besuch speziell fir Grundschii-
lerinnen und -schiiler aufgebaut
ist. Ole Schiitze, 23-jahriger Be-
sucherfiihrer und selbst ange-
hender Lehrer, mochte sie durch
den Landtag fiihren und ihnen
dabei die didaktischen Grund-
lagen seiner Fiihrung erldutern.

Im Birgerfoyer des Landtags
erklart Ole Schiitze zundchst
die Geschichte und Architektur
des Gebdudes anhand eines
Holzmodells. Nach seiner Erfah-
rung seien die Kinder besonders
interessiert, wenn sie horten,
dass der Neubau einem Elb-
dampfer nachempfunden ist und
sich der Plenarsaal dort befindet,
wo man bei einem Schiff die
Briicke vermuten wiirde. Denn
im Plenarsaal werden, wie auf
der Briicke eines Schiffes, alle
wichtigen Entscheidungen
getroffen.
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// Der Sachsische Landtag ist nicht nur fiir dltere Kinder,

sondern auch fiir Grundschiilerinnen und -schiiler ein inter-
essanter Lernort. Angehende Lehrerinnen und Lehrer haben
sich davon ein Bild gemacht. Der Besucherfiihrer Ole Schiitze

hat ihnen bei einem Rundgang durch das Parlament erklart,
worauf er bei Fiihrungen fiir Grundschulen achtet. //

Politisches Grund-
verstandnis vermitteln

Wéahrend der Fiihrung erklart
Ole den angehenden Grund-
schullehrerinnen und -lehrern,
worauf er besonders achten
muss, wenn er Grundschiilerin-
nen und -schiiler durch den
Landtag fiihrt. Er betont, dass
es ihm wichtig ist, den Grund-
schiilerinnen und -schiilern
einen einfachen Politikbegriff
zu vermitteln. Er beschrankt
sich darauf, zu erklaren, dass
im Landtag Entscheidungen
getroffen werden, die fiir alle
Menschen in Sachsen gelten.
Im Plenarsaal, dem »Herz-
stiick des Sdachsischen Land-
tags«, angekommen, diirfen
die angehenden Lehrerinnen
und Lehrer fiir einige Minuten
in die Rolle von Abgeordneten

schliipfen, um iiber ein selbst
gewdhltes Thema zu debattie-
ren — so wie es die Grundschi-
lerinnen und -schiiler sonst
auch tun. Meistens, erzdhlt Ole,
nutzen die Kinder ihre neu
gewonnene Macht, um Haus-
aufgaben, einzelne unliebsame
Schulfacher oder gleich ganze
Schultage abzuschaffen. Doch
egal, was am Ende dabei her-
auskommt, fiir ihn ist etwas
anderes entscheidend: »Mir ist
wichtig, dass die Kinder einen
Wow-Moment erleben, wenn sie
da stehen, wo sonst die echten
Politiker ihre Reden haltenx,
erklart Ole.

Lernen durch Anfassen

Hanna Mausolf, angehende
Grundschullehrerin mit den

LANDTAGSKURIER

Fachern Deutsch und Musik,
ist beeindruckt, wie Ole seine
Fiihrungen fiir Grundschulen
gestaltet. SchlieBlich kann

sie sich gut vorstellen, dass
die Kinder zu Hause mit ihren
Eltern nicht so viel tiber Politik
reden. Deshalb betont sie, wie
wichtig es ist, die Kinder auf
einen gemeinsamen Wissens-
stand zu bringen. »Ole versucht
zu schauen, wie viel die Kinder
schon wissen, um dann darauf
aufbauend ihr Wissen zu erwei-
tern. Das gefallt mir sehr gut,
sagt die 21-Jahrige.

Sie glaubt, dass das Gebdude
an sich schon einen besonderen
Eindruck auf die Kinder macht.
AuBerdem wiirden sich viele
Kinder sicher freuen, einmal im
Plenarsaal Platz nehmen zu
diirfen: »Davon werden sie zu
Hause bestimmt begeistert
erzdhlen«, vermutet sie. Auf die
Frage, ob es sinnvoll sei, schon
Grundschiler durch den Landtag
zu fithren, antwortet Hanna
iberzeugt: »Ich finde es besser,
die Kinder friith mit dem Landtag
in Kontakt zu bringen, weil man
sie in diesem Alter noch leicht
fuir Politik begeistern kann.«

Ausgabe 7.2023
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Rettungshubschrauber »Christoph 38«
landet vor dem Séchsischen Landtag. //
DRF Luftrettung, Foto: Tino Plunert

Zahlreiche Organisationen und Akteure sorgen dafiir, dass
Sachsen auf Not- und Gefahrenlagen angemessen reagieren kann.
Zwei von ihnen sind die Luftrettung und die Rettungshundestaffel.
Sie stellen ihre Arbeit im Rahmen eines Sonderthemas im
Landtagskurier vor. Die Novelle des Sdachsischen Katastrophen-
schutzgesetzes wird gegenwartig im Parlament beraten.



// Windentraining der Station Bautzen // DRF Luftrettung, Foto: Maike Glockner

Marcia Kantoks

Rettung von oben

Die Stationen der DRF Luftrettung in Sachsen

Die DRF Luftrettung ist mit zwei Luftrettungsstationen in Dresden und Bautzen

ein wichtiger Teil der sdchsischen Notfallrettung. Fiir einen Katastrophenfall halt

die DRF Luftrettung in Bautzen zusdtzliche Ausstattung bereit.

Rettungshubschrauber »Christoph 38« der
Station Dresden ist tdglich von friihestens
7 Uhr bis Sonnenuntergang fiir die Rettung
aus der Luft im Einsatz, »Christoph 62« der
Station Bautzen ist eine von deutschland-
weit elf Luftrettungsstationen der DRF Luft-
rettung im 24-Stunden-Betrieb. Neben dem
Piloten sind jeweils ein Notfallsanitdter und
ein Notarzt mit an Bord. Bei ndchtlichen
Alarmierungen kommen zwei Piloten mit In-
strumentenflugberechtigung zum Einsatz,
die mit hochmodernen Nachtsichtgerdten aus-
geriistet sind. Beide Rettungsmittel konnen
Einsatzorte im Umkreis von 70 Kilometern
innerhalb weniger Minuten erreichen, um
Notdrzte schnell zu den Patienten zu bringen
und diese ziigig in das fiir sie am besten ge-
eignete Krankenhaus zu fliegen. »Christoph 62«
ist dariiber hinaus mit der Aufgabe dringli-
cher Verlegungsfliige im Freistaat Sachsen
betraut.

»Christoph 62« verfiigt liber eine fest ins-
tallierte Rettungswinde mit 9o Metern Seil-
lange, die bei der Rettung aus der Luft in
anspruchsvollem Geldnde ohne Landemég-
lichkeit genutzt wird, unter anderem in den
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Gebieten der Sachsischen Schweiz, des
Lausitzer und Zittauer Gebirges sowie des
Erzgebirges. Diese Regionen weisen eine
ganz eigene topografische Charakteristik auf,
die spezielle Anforderungen an die Winden-
und Bergrettung stellt und entsprechend in
den Windentrainings, die zweimal pro Jahr
stattfinden, beriicksichtigt wird. Beim Win-
dentraining der Bautzener Station der DRF
Luftrettung im Herbst 2023, das gemeinsam
mit den Partnern von Bergwacht und Berufs-
feuerwehr Bautzen stattfand, wurde erst-
mals neben dem klassischen Windenein-
satz auch die Rettung mit der Winde aus
Gewdssern trainiert. Mit dem erfolgreichen
Abschluss des Trainings fiel der Startschuss
fur die luftgestiitzte Wasserrettung an der
Station Bautzen. Die rot-weilen Luftretter
erweiterten so ihr Portfolio dauerhaft um
eine weitere Kompetenz fiir schnelle und si-
chere Rettungen in der Region.

Die DRF Luftrettung und

der Katastrophenschutz

Um Menschen in Katastrophenfallen schnell
und unbirokratisch helfen zu kénnen, bietet
die DRF Luftrettung seit dem 1. Oktober 2021
bundesweit den zustdndigen Behorden ihre
Unterstiitzung mit zwei Hubschraubern an.
Die Ausstattung hierfiir wird unter anderem
an der Luftrettungsstation Bautzen bereitge-
halten. Wahrend der Coronapandemie stand
an der Station Bautzen von Dezember 2020
bis Friihjahr 2021 und von November 2021 bis
Februar 2022 ein zusatzlicher Hubschrauber
zur Verfligung. Die Maschine mit dem Funk-
rufnamen »Christoph 114« sollte die Notfall-
versorgung insbesondere im ostsdachsischen
Raum stdrken sowie »Christoph 62« fiir Pa-
tiententransporte entlasten.

Grofflachige Brande, Erdbeben, Hoch-
wasser — im Katastrophenfall entscheidet
schnelles und engagiertes Handeln oftmals
tiber das Leben und die Gesundheit von
Menschen. Je nach Katastrophenszenario
kann das Rettungsmittel mit entsprechen-
der Besatzung und Ausstattung von Bautzen
aus bundesweit alarmiert werden.

LANDTAGSKURIER / Ausgabe 7.2023



Axel Klemmer

Mit grof3er
Schnauze fiir
den Freistaat °

Zwei Rettungshundestaffeln unterstiitzen
den Katastrophenschutz in Sachsen

// Hund bei der Triimmersuche

Bei bestimmten Gefahrenlagen kommt es auf das feine Gespiir von Rettungs-

hunden an. Sie sind etwa dann im Einsatz, wenn Personen unter schwierigen

Bedingungen geortet werden miissen. Die Rettungshundestaffel Sachsen-Ost e. V.

stellt die Arbeit der »Helfer auf vier Pfoten« im Landtagskurier vor.

Standorte und

Ausbildung

Die BRH Rettungshundestaffel Sachsen-Ost
wurde 1991 als erste Rettungshundestaffel der
neuen Bundesldnder in Radebeul gegriin-
det. Sie ist Mitglied im grofiten und &ltesten
rettungshundefiihrenden Verband Deutsch-
lands, dem BRH Bundesverband Rettungs-
hunde e.V. Unsere Staffel verfiigt derzeit iber
30 ehrenamtlich engagierte Mitglieder aus
dem Grofiraum Radebeul, Dresden und Pirna.
Dem Bundesverband Rettungshunde geho-
ren im Freistaat insgesamt fiinf Staffeln an,
diese sind beheimatet in Kamenz, Zwickau
und in den Landkreisen Leipzig und Mittel-
sachsen.

Durch die feinen Nasen der Rettungshunde
kénnen vermisste Personen in unwegsa-
mem und uniibersichtlichem Gelédnde, ein-
gestiirzten Gebduden und unter Triimmern
zuverldssig und schnell geortet werden. Die
hierfiir notwendige Ausbildung eines Ret-
tungshundeteams dauert circa zwei bis drei
Jahre und umfasst neben der Ausbildung
des Hundes auch die Grundausbildung der
Einsatzkrdfte. Diese besteht unter anderem
aus Sanitdtsausbildung, digitalem Behor-

Ausgabe 7.2023 / LANDTAGSKURIER

denfunk, Orientierung, Grundlagen der bio-
logischen und technischen Ortung sowie
vielen weiteren katastrophenschutzrelevan-
ten Themen. Der aktuelle Ausbildungsstand
muss in regelmafigen Abstdnden durch Prii-
fungen nachgewiesen werden.

Intensive

Zusammenarbeit

Der Freistaat Sachsen regelt im sdachsischen
Brand- und Katastrophenschutzgesetz
(SdchsBRKG) die Rettungshundearbeit im
Katastrophenfall. Die DRK Rettungshunde-
staffel Leipzig und BRH Rettungshundestaffel

Sachsen-Ost bilden die Katastrophen-
schutz-Rettungshundeeinheiten im Sinne
dieser gesetzlichen Norm ab.

Zur Unterstlitzung der sdachsischen Poli-
zei bei der Suche nach Vermissten haben
sich die anerkannten Hilfsorganisationen
im Rettungshundewesen zum »Verbund
sdchsischer Rettungshunde« zusammenge-
schlossen. Dieser Zusammenschluss der
sdchsischen Rettungshundestaffeln von
Arbeiter-Samariter-Bund, Bundesverband
Rettungshunde, Deutschem Rotem Kreuz,
Johannitern, der DLRG und dem Technischen
Hilfswerk hat es sich zum Ziel gemacht,
durch die Biindelung von Ressourcen und
gemeinsamen Ausbildungs- und Einsatz-
grundsdtzen vermisste Personen noch effizi-
enter zu suchen und zu retten.

Im Durchschnitt werden wir circa 40- bis
5o-mal pro Jahr durch die sdchsischen Be-
horden alarmiert. Haufigste Einsatzaufgabe
ist dabei die Unterstiitzung der Polizei bei
der Vermisstensuche in weitlaufigen Wald-
gebieten am Tag und in der Nacht.

Die gute Organisation und Ausbildungs-
qualitat fiihrt dazu, dass in der sdchsischen
Rettungshundearbeit unsere »Grof3schnau-
zen« iberdurchschnittliche Erfolge beim Fin-
den und Retten von Menschen zu verzeichnen
haben.
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GESCHICHTE

Dr. Jordis Biirger

Kirchenherr und Kultusminister

Karl von Gerber als herausragender Reformpolitiker des 19. Jahrhunderts

// Karl von Gerber — ein Name, der in Dresden und Sachsen bekannter sein kénnte, denn er
steht fiir vielfaltige Verbindungen zwischen Wissenschaft und Politik sowie zwischen Staat
und Religionsgemeinschaften. Er war als sdachsischer Kultusminister einer der »Minister in
Evangelicis« und hatte fiir kurze Zeit eine Funktion inne, die wohl dem uns heute vertrauten

Amt des Ministerprasidenten nahekommt. Mit ihm verbindet sich die Neuordnung des sdch-

sischen Volksschulwesens. //

Rechtsprofessor
in Wiirttemberg,
Thiringen und Sachsen

Carl Friedrich Wilhelm von
Gerber, so sein vollstandiger
Name, wurde vor 200 Jahren,
am 11. April 1823 in Ebeleben
bei Sondershausen in Thiiringen
geboren. Er studierte Rechts-
wissenschaften in Leipzig und
Heidelberg. Bereits 1843, im
Alter von nur 20 Jahren, promo-
vierte er an der Universitat
Heidelberg, ein Jahr spater
erfolgte schon seine Habilita-
tion an der Universitat Jena.
Nach kurzer praktischer
Tatigkeit als Jurist im »Fiirstli-
chen Amt Eisleben« entschied
er sich fiir die akademische
Laufbahn. Er wurde aufieror-
dentlicher Professor in Jena,
wenig spdter ordentlicher Pro-
fessor in Erlangen. Zu diesem
Zeitpunkt war er 24 Jahre alt
und wohl einer der jiingsten
ordentlichen Professoren. Bereits
wenige Jahre spater veroffent-
lichte er sein aufsehenerregen-
des zweibdndiges Werk {iber
das »System des deutschen
Privatrechts«, in dem er das
deutsche Privatrecht streng
systematisch-begrifflich und
juristisch-konstruktiv darstellte.
Es pragte damit die Privat-
rechtslehre iiber Jahrzehnte.
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// Portrat Karl von Gerber // Kupferstich-Kabinett,
SKD © Foto: Deutsche Fotothek / Regine Richter

Sein wissenschaftlicher Erfolg
spiegelte sich auch in einer
Vielzahl ihm angetragener Pro-
fessuren wider. Nach vier Jah-
ren in Erlangen folgte er 1851
dem Ruf nach Tiibingen, wo er
zugleich Vizekanzler, ab 1855
Kanzler der Universitat wurde.
In dieser Position war er auch
Regierungsbevollméachtigter
und damit verfassungsmafiiges
Mitglied der Zweiten Kammer des
wiirttembergischen Landtags.
Von 1857 bis zum vorldufigen

Abschluss der Arbeiten 1861
und erneut 1866 wirkte er maR-
geblich bei der Erstellung des
Allgemeinen Deutschen Handels-
gesetzbuches von 1861 mit.

Fur kurze Zeit folgte er 1862
einem Ruf als Professor nach
Jena und endlich 1863 nach
Leipzig, wo er als Professor fiir
deutsches privates und offentli-
ches Recht sowie Kirchenrecht
lehrte. Bereits zwei Jahre spéter
veroffentlichte er mit durch-
schlagendem Erfolg sein Werk

»Grundziige eines Systems des
deutschen Staatsrechts«, mit
dem er auch dem Staatsrecht
neue methodische Wege wies.
Er bekleidete einige Jahre das
Amt des Rektors der Universitat
Leipzig und war dann Dekan
der Juristischen Fakultat. Die
Leipziger Zeit bildete den Hohe-
punkt und zugleich die letzte
Station seiner akademischen
Laufbahn.

Evangelischer
Minister unter
einem katholischen
Landesherrn

Gerber hatte sich zunehmend
politischen Aufgaben gewidmet.
Er nahm als Abgeordneter des
Landkreises Leipzig 1867 am
konstituierenden Reichstag des
Norddeutschen Bundes teil und
gehorte 1871 der ersten sdchsi-
schen Landessynode der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche des
Konigreichs Sachsen an, die ihn
zu ihrem Prdsidenten wabhlte.
SchlieBlich trat er im selben
Jahr in den sdchsischen Staats-
dienst ein. Uber 20 Jahre, bis zu
seinem Tod am 23. Dezember
1891, fiihrte Gerber dieses
Ministeramt und die damit ver-
bundenen Aufgaben eines
»Ministers in Evangelicis«. Seit
1876 war er dariiber hinaus
Generaldirektor der kdniglichen
Sammlungen fiir Kunst und Wis-
senschaft. Im Mdrz 1891 erhielt
er den Vorsitz im Gesamtminis-
terium, in dem die Minister
wichtige Angelegenheiten kolle-
gialisch berieten. Es bildete
die oberste Staatsbehdrde. Mit
dem Vorsitz, der in der Regel
dem dienstédltesten Minister
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ibertragen wurde, war keine
Vorrangstellung verbunden.
Man kann ihn vielmehr als »pri-
mus inter pares, als Ersten
unter Gleichen, bezeichnen.

Der »Auftrag in Evangelicis«
beinhaltete das landesherrliche
Kirchenregiment iiber die Evan-
gelisch-Lutherische Kirche in
Sachsen. Diese war Landeskir-
che und damit Staatskirche
des Konigreichs Sachsen. lhre
Leitung war in Sachsen ausge-
wahlten evangelischen Regie-
rungsmitgliedern tibertragen,
aber eigentlich stand sie dem
K6nig zu. Da die sdachsischen
Landesherren romisch-katho-
lisch waren, konnten sie diese
nicht persdnlich ausfiihren. Die
Minister in Evangelicis tibten
die gesamte Leitungstatigkeit
iber die Landeskirche aus, die
auch Stellenbesetzungen, die
Verwaltung des Kirchengutes
sowie Gesetzgebungsfragen
umfasste.

Ablosung der Kirche
vom Staat

Die urspriingliche Schutzfunk-
tion der Staatsgewalt fiir die
junge evangelische Konfession
in der Reformationszeit hatten
die Fiirsten kraft ihrer Territori-
algewalt im Laufe des 16. Jahr-
hunderts auch auf innerkirchli-
che Angelegenheiten erstreckt.
Das erlaubte ihnen in der noch
stark geistlich gepragten Gesell-
schaft, die staatliche Autoritat
weiter auszudehnen. In der
Folge kam es zur Behandlung
der Kirche als einer staatlichen
Einrichtung mit enger Verflech-
tung kirchlicher und staatlicher
Verhdltnisse und einer Ver-
schmelzung der kirchlichen

und staatlichen Verwaltung.

Im 19. Jahrhundert strebten die
Kirchen zunehmend nach Eigen-
standigkeit. Die Unterscheidung
zwischen der aus der Staats-
souverdnitdt begriindeten Ober-
hoheit tiber alle Konfessionen
und der nur ibertragenen Kir-
chengewalt gewann an Bedeu-
tung. Sie zielte auf die Trennung
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der staatlichen und der kirchli-
chen Verwaltung. Die Griindung
des Norddeutschen Bundes 1867
und des Reiches 1871 initiierten
eine zweite Reformphase der
Staats- und Verwaltungsorgani-
sation, die aufgrund der engen
Verbindung von Staat und Kir-
che auch die staatskirchen-
rechtlichen Bereiche erfasste.
Gerber konnte hier mit dem
Konsistorialgesetz von 1873 die
Eigenstdndigkeit der evangeli-
schen Kirche beférdern und
einer Neuorganisation der staat-
lichen Verwaltung den Weg
bereiten. Auf dieser Grundlage
entstand erstmals eine eigen-
stéandige Kirchenbehdrde in
Sachsen. Gerber wirkte daran
in zwei Funktionen mit: zuerst
als Synodalprasident bei den
Beratungen 1871 zum Konsisto-
rialgesetz als Kirchengesetz,
danach als Kultusminister bei
den Verhandlungen zum Publi-
kationsgesetz. Die Stande hat-
ten die Errichtung einer oberen
Kirchenbehdorde allein durch
Kirchengesetz infrage gestellt
und ihre politische Beteiligung
an allen den staatlichen Bereich
beriihrenden Fragen im Zusam-
menhang mit der Errichtung
einer neuen Kirchenbehorde
gefordert. Sie verwiesen insbe-
sondere auf die beabsichtigte
Beteiligung des Landeskonsis-
toriums an der Schulaufsicht.
Dadurch sei das staatliche Auf-
sichtsrecht tiber die Schulen
beriihrt und ihre Mitwirkung
erforderlich. Gerber kam diesen
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Forderungen letztlich durch Vor-
lage des Publikationsgesetzes
nach und konnte dadurch den
Reformschritten im Konsistorial-
gesetz zum Erfolg verhelfen.

Weg zu einem
neuen Schulgesetz

Ebenso drangend war die Kla-
rung der Schulfrage und die
Erneuerung des Schulwesens in
Sachsen. Das bei seinem Erlass
vielfach beachtete erste Volks-
schulgesetz von 1835 hatte das
sdchsische Volksschulwesen
auf eine wesentlich verbesserte
Grundlage gestellt. Die staatli-
che Oberaufsicht erstreckte
sich aber nur auf die duflere
Verwaltung, die Aufsicht und
Leitung der Schule oblag wei-
terhin den Kirchenbehdorden.
Weitere Reformforderungen in
den Folgejahren wurden kaum
aufgenommen. Das Gesetz von
1851 bewirkte wenig Verbesse-
rungen. Die Gesetzesinitiative
seines Amtsvorgdngers wurde
1869 im Landtag fast vollstdndig
abgelehnt, weil darin die gefor-
derte umfassende Neuordnung
des Schulwesens nicht enthal-
ten war. Gerbers neuer Gesetz-
entwurf musste daher den
hohen, durch die mit der Reichs-
griindung intensivierten Reform-
forderungen geniigen. Es ist
nicht zuletzt seinem politischen
Wirken zu verdanken, dass im
Ergebnis intensiver Diskussionen
das hoch umstrittene Volks-

schulgesetz von 1873 zustande
kam. Damit verbunden war
auch ein hoher personlicher
Einsatz, denn er hatte infolge
von verfassungsrechtlichen Ver-
fahrensfragen der Publikation
des Gesetzes zundchst nicht
zustimmen kdnnen und das
sogar mit seinem Ricktritts-
gesuch bekréftigt. Am Ende
rdumte er aber dem politischen
Erfordernis den Vorrang ein.
Das Gesetz bewirkte wichtige
Weichenstellungen. Der konfes-
sionelle Charakter der Volks-
schule blieb entgegen auch
weiterreichender Forderungen
erhalten. Durch die erweiterte
Verstaatlichung der Schulauf-
sicht wurde aber eine weitere
Ablosung der Volksschule von
der Kirche bewirkt. Das Gesetz
bildete die Grundlage des
Volksschulwesens bis zum
Ende der Monarchie 1918.
Auch wenn Gerber die Tren-
nung der Volksschule von der
Kirche nicht beabsichtigte,
ist sein Beitrag zur Losung der
Frage des Verhdltnisses von
Staat und Kirche von hoher
Bedeutung. Es kennzeichnet
ihn als einen der maBgeblichen
sdchsischen Reformpolitiker
des 19. Jahrhunderts in diesem
Kontext.

Dr. Jordis Biirger

Dr. Jordis Biirger studierte Rechts-
wissenschaften in Dresden und arbei-

tete anschlieBend als Rechtsanwaltin.

Sie ist Oberlandeskirchenratin in der
Ev.-Luth. Landeskirche Sachsen und
leitet das Dezernat fiir Dienst- und
Arbeitsrecht und Personalangelegen-
heiten im Landeskirchenamt. In der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands gehort sie der
Kirchenleitung an. // Foto: privat
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Botschafter Aserbaidschans
besucht Sachsen

Der Botschafter der Republik Aserbaidschan in Deutschland,
Nasimi Aghayeyv, stattete am 1. November 2023 Landtagsprasident
Dr. Matthias Rofiler seinen
Antrittsbesuch ab. Zum Auf-
takt des Gesprdchs im Stande-
haus trug sich der Diplomat
in das Gdstebuch des Parla-
ments ein. Sein Amt als Bot-
schafter in Deutschland trat
Aghayev 2022 an. Zuvor war
er zehn Jahre als General-
konsul in den USA tatig.

Sdchsische Sommersportler geehrt

Am Montag, dem 6. November, wiirdigten der Landessportbund
Sachsen und das Sachsische Staatsministerium des Innern die
Leistungen der Aktiven, die in der zuriickliegenden Sommersai-
son erfolgreich waren, sowie die Arbeit ihrer Trainer. Insgesamt
gewannen Sportler aus dem Freistaat fast 120 Medaillen bei Euro-
pa- und Weltmeisterschaften im Spitzen- und Nachwuchssport.
Als Schirmherr der Ehrung lobte Landtagsprasident Dr. Matthias
RoBler die Sportlerinnen und Sportler: »Sport ist bei uns im Frei-
staat Sachsen eine starke, unersetzbare Klammer. Ohne ihn und
die zahlreichen Vereine wiirde der Gemeinsinn noch weiter
schwinden. Sehr erfreulich ist auch, dass neben der sportlichen
Breite eine exzellente Leistungsspitze vorhanden ist.«

Schmidt/L'SB  °

X
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Bildungstage im Sachsischen Landtag

Am 9. und 10. November 2023 besuchten 33 Jugendliche aus ganz
Sachsen den Landtag. Sie absolvieren aktuell ein Freiwilliges
Soziales Jahr (FSJ) mit dem Schwerpunkt Politik. Tréger und Orga-
nisator des FSJ-Politik ist die Sachsische Jugendstiftung. Im Rahmen
der zweitdgigen Bildungstage im Landtag konnten die Teilnehmer
am ersten Tag einer Plenardebatte folgen. Sie erhielten auferdem
jede Menge Hintergrundinformationen zum Landtag als Sitz des
Parlaments. Bei einem Planspiel am zweiten Tag durften die FS)ler
schlielich selbst ans Rednerpult treten und ihre eigene Parla-
mentssitzung abhalten. In einem Abgeordnetengesprach zum
Abschluss der Bildungstage hatten sie die Moglichkeit, Politikern
verschiedener Fraktionen Fragen zu stellen.

X @

Der Séchsische
Landtag auf Twitter:
x.com/sax_lt

und auf Instagram:
instagram.com/
sachsen_landtag

www.landtag.sachsen.de/
publikationen

www.landtag.sachsen.de/
veranstaltungen

Plenarsitzungen des Sa

Weitere Plenarsitzungen
sind vorgesehen am:

13.12.-14.12.2023
31.01.-01.02.2024
20.03.-21.03.2024
02.05.-03.05.2024
12.06.-13.06.2024

Der Sédchsische Landtag
ibertragt die Plenarsitzungen
live als Videostream mit
Untertitelung auf
www.landtag.sachsen.de.

Auch Tagesordnungen,
Wortprotokolle und Videoauf-
zeichnungen finden Sie in
unserem Internetauftritt.

chsischen Landtags

Weiterhin werden die Aktuellen
Debatten der Plenarsitzungen
auch im Regionalfernsehen
ausgestrahlt.

Im MDR-Radio werden die
Landtagsdebatten zudem
live und digital auf DAB+

auf dem Kanal MDR SACHSEN
EXTRA ibertragen.

Weitere Informationen des Sachsischen Landtags

Fraktionen
cbu

Tel. 0351 493-5601
AfD

Tel. 0351 493-4201
DIE LINKE

Tel. 0351 493-5800
BUNDNISGRUNE

Tel. 0351 493-4800
SPD

Tel. 0351 493-5700

Besucherdienst
Anmeldungen fiir Digital- und
Prasenzfiihrungen sowie
Planspiele nehmen wir unter
Tel. 0351 493-5132 entgegen.

Biirgerfoyer

Ausstellung »DAS PARLAMENT
DER SACHSEN« sowie
Wechselausstellungen:

Mo. bis Fr. von 9 bis 18 Uhr

Offene Fiihrungen
ohne Anmeldung, jeden 1. und
3. Freitag im Monat, 17 bis 18 Uhr

Publikationsbestellung und Leserbriefe

SACHSISCHER LANDTAG

Stabsstelle Presse und Offentlichkeitsarbeit,
Protokoll, Besucherdienst
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067 Dresden
Tel. 0351 493-5133, publikation@slt.sachsen.de
www.landtag.sachsen.de

Kein Zugang fiir elektronisch
signierte sowie verschliisselte
elektronische Dokumente.

Eine elektronische Version

des Landtagskuriers finden Sie
unter www.landtag.sachsen.de/
Aktuelles/Landtagskurier.

Diese Publikation wird vom
Sédchsischen Landtag im
Rahmen der parlamentarischen
Offentlichkeitsarbeit heraus-
gegeben. Die Abgabe erfolgt
kostenfrei.

Eine Verwendung fiir die eigene
Offentlichkeitsarbeit von Parteien,
Fraktionen, Mandatstragern
oder Wahlbewerbern — insbe-
sondere zum Zwecke der
Wahlwerbung - ist unzuldssig,
ebenso die entgeltliche Weiter-
gabe der Publikation.
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